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Kritik an der sozialen Gerechtigkeit
Verkommt der Gemeinsinn durch falsche Anreize im gut gemeinten Sozialstaat

immer mehr zu einer persönlichen Kosten-Nutzen-Rechnung? Gefordert wird eine

Einstellungsänderung hin zu mehr persönlicher Verantwortung, auch im Gesund-

heitswesen: Nur so wird ein Kostenrückgang bei Krankenkassen und Sozialwerken

beginnen.

Eigentum ist Diebstahl, sagten die Frühsozialisten in
Anlehnung an J. J. Rousseau, der die von ihm imagi-
nierte erste gewaltsame Landnahme und deren Um-
zäunung mit nachträglicher zivilisatorischer Recht-
fertigung als den Beginn der bürgerlichen Gesellschaft
bezeichnete, und dabei von einem naturhaften besitz-
losen Leben in früher Vorzeit ausging. Der Sozialismus
hat sich, trotz der bedenklichen Exzesse seiner Ex-
treme, als Ideologie des Zurückgebens und des Aus-
gleichs nicht bloss erhalten, sondern er ist zur viel-
leicht prägendsten Gestaltungskraft der demokrati-
schen Gesellschaften des Westens geworden, zum
sozialen Wohlfahrtsstaat. Die Ideologie des Zurück-
gebens wurde zur Doktrin der Umverteilung. Der Neh-
mende ist freilich nicht mehr der Ausbeuter frühindus-
triellen Zuschnitts, sondern der Staat, der mittlerweile
30–50% der Arbeit in Geldwerten als Steuern, Abga-
ben und obligatorische Versicherungen zurückfordert
und umverteilt, sofern er sie nicht selber absorbiert.
Die Tendenz ist steigend. Es droht, gemäss einem Auf-
satz des Philosophen Peter Sloterdijk in der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung, die Ausbeutung der Produk-
tiven durch die Unproduktiven. Die Konsequenzen
einer neuen, sozusagen umgekehrten Revolution will
er sich nach eigenen Worten nicht ausmalen. Wahr-
scheinlicher ist jedoch ein Einknicken der Produktion
unter der Last der Abgaben.

Eine politische Zerknirschung über diesen Sach-
verhalt ist nicht erkennbar. Es scheint zum Gedanken
der sozialen Gerechtigkeit nichts Ebenbürtiges zu ge-
ben. Wir taumeln ratlos in die richtige Richtung. Zum
finanziellen Engpass gesellt sich eine geistige Luftnot,
weil niemand sich dem Vorwurf der sozialen Kälte aus-
setzen will. Vielleicht wäre es an der Ärzteschaft, in der
stickigen Atmosphäre ein Fenster zu öffnen. Das fällt
nicht leicht, weil wir dem sozialen Gedanken ganz be-
sonders verpflichtet sind. Indessen müsste uns die Sau-
erstoffsättigung des Sozialstaates alarmieren. Patienten
erwarten von uns, dass wir uns grundlegende Gedan-
ken machen, wenn es ihnen dauernd schlechter statt
besser geht. Das soll im Folgenden geschehen.

Scheinheile Welt
Die während der IV-Abstimmung vielzitierten Miss-
bräuche unseres Auffangnetzes zeigen zwar schonungs-

los falsche Anreize im gutgemeinten Sozialstaat auf.
Andere Früchte aber unserer Solidargemeinschaft sind
noch problematischer, obwohl weniger augenschein-
lich. Da ist einmal der seltsame Tatbestand, dass das
Nehmen dem Geben stets vorauseilt. Die Versprechun-
gen der ausgleichenden Gerechtigkeit lassen eine per-
sönliche Zurückhaltung offenbar als naiv erscheinen.
Und in der Medizin, der eigentlichen Paradedisziplin
der Solidarität, denkt jeder zuerst an sich selbst. Alles
andere erscheint vor dem Imperativ der Gesundheit
widersinnig. Wir meinen, in den sozialen Festungen
und unter dem Vordach der Medizin Schutz zu haben
vor den Widrigkeiten des Lebens. Der versicherte
Mensch hat den Sichtkontakt zu den Gefahren des
Lebens verloren. Es droht der Verlust des Respekts vor
dem Schicksal. Aber es gibt da noch Schlimmeres,
nämlich den inneren Rückzug aus unserer sozialen Ge-
setzgebung. Die Delegation des Sozialen an den Staat
mit dem Hinweis, dass es sich dabei nicht um Caritas,
sondern um einen geschuldeten Ausgleich handle, hat
auf unsere entsprechende Verantwortung einen ver-
heerenden Einfluss gehabt. Der Gemeinsinn ist für die
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Critique de la justice sociale

L’Etat providence moderne devient de plus en plus

lourd pour les payeurs de primes et d’impôts. Mais

nous n’avons apparemment rien à opposer à son
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rassés, dans la bonne direction en titubant. Pour

cette raison, il y a lieu de mener quelques réflexions

de base concernant cet impératif mais également ses

effets. On constatera avec étonnement que l’éthique

qui fonde l’Etat providence risque de déboucher sur

l’absurde.

Si l’on modifie l’angle de vue pour l’orienter sur la

liberté, le fairplay et l’engagement personnel, on

obtiendra des voies qui permettront de sortir de

cette impasse.



P o i n t d e v u e T R I B U N E

Editores Medicorum Helveticorum

Bulletin des médecins suisses | Schweizerische Ärztezeitung | Bollettino dei medici svizzeri | 2009;90: 50 1974

meisten zu einer persönlichen Kosten-Nutzen-Rech-
nung verkommen. Was nun aber innerlich fehlt, wird
äusserlich mit wütender Korrektheit in Regelwerken
festgemacht. Zum Schluss greift eine würdelose Voll-
kaskomentalität um sich, die verkennt, dass sich das
Leben vor der Folie der existentiellen Not abspielt,
durch die freilich auch die stille Würde der gegensei-
tigen Hilfe schimmert.

Fairness statt soziale Gerechtigkeit
Es fragt sich deshalb, ob der Schatten spendende Wohl-
fahrtsbaum in die richtige Erde gepflanzt ist. Die Theo-
rie der sozialen Gerechtigkeit darf mit Fug hinterfragt
werden. Dem religiös wie säkular fest eingewurzelten
Begriff der Gerechtigkeit wird man sich nicht wider-
setzen, ebenso wenig der Einsicht, dass individuelles
Leben nur im sozialen Kontext gelingen kann. Aber
es sind dynamische Begriffe, mit deren Bedeutung in
der Geschichte fortlaufend gerungen wird. Ihre Ver-
knüpfung irritiert. Auf einmal stehen sie für ein poli-
tisches Programm mit einer gebieterischen morali-
schen Geste, die den Gram über ein Unrecht zum
Ausdruck bringt. Nicht dass Besitz noch immer als
Diebstahl bezeichnet würde, aber es sind da Neid und
Verdruss gesät über Ungleichheiten, was eine freie Ge-
sellschaft eher vergiftet als fördert. Und das Eineb-
nende dieser Ideologie ist menschenfeindlich.

Das soziale Empfinden einer Gesellschaft ist vor-
erst einmal nichts Politisches. Es gründet in den Fami-
lien, wo unsichtbare Ordnungen über Generationen
weitergegeben werden. Es sind gerechte und lebensbe-
jahende Ordnungen, die allen, auch den Verstorbe-
nen, ihren ihnen zustehenden Platz geben möchten.
Im Ursprung sind es Ordnungen der Liebe, von denen
wir uns getragen fühlen, weil wir in ihnen Achtsam-
keit und Anerkennung spüren. Alles Misslingende in
unseren Familien ändert nichts daran, dass wir sie un-
bewusst suchen, und dass sie endlich das Gefühl der
Fairness hervorbringen, das wir ins Gemeinwesen tra-
gen. Der Begriff der Fairness weiss besser um das Mass
dessen, was uns zusteht, bzw. was uns gegeben werden

kann, und dass dieses Mass nicht einer starren Vorgabe
folgt. Ich ziehe ihn demjenigen der sozialen Gerechtig-
keit vor.

Umstellung der Einstellung
Die französische Philosophin Simone Weil, die den
modernen Sozialstaat noch gar nicht kannte, hat
gesagt, dass man nicht Menschenrechte formulieren
könne, ohne vorher nach den Bedingungen für ihre
Verwirklichung zu fragen. Der Begriff der Verpflich-
tung habe den Vorrang vor demjenigen des Rechts,
meinte sie, da ein Recht nicht durch sich selber, son-
dern nur durch die Verpflichtungen, denen es ent-
spreche, wirksam sei. Wir aber haben das umgekehrt,
und das Recht zum Mahnfinger gegenüber der Ver-
pflichtung gemacht. Das Obligatorium für alle Sozial-
versicherungen hat den Gedanken der Solidarität be-
schädigt. Eigentlich sind sie ihrer Seele beraubt, weil
sie nicht mehr freiwillig sind.

Wir müssten das Kaleidoskop unserer Erwartungen
kräftig schütteln, damit wieder das Muster der per-
sönlichen Verantwortung vor den Farben des Schick-
sals erscheint. Verschwinden aber würde jenes Bild
von Schuldigkeit und Anrecht, an das die soziale
Gerechtigkeit uns so sehr gewöhnt hat. Erst wenn das
unsichtbare Netz unter der Fallhöhe unserer Existenz
entfernt ist, wird ein Kostenrückgang bei Krankenkas-
sen und Sozialwerken beginnen. Die Aufwärtskurve
werden diejenigen als erste knicken, die ihren Ärzten
mit der Mentalität von Selbstzahlern gegenübersitzen,
weil sie bereit sind, Verantwortung und Unsicherhei-
ten mitzutragen, nachdem sie mit ihren Kassen die
Belohnung des gewünschten Verzichts ausgehandelt
haben. Vielleicht haben sie in einem nicht mehr obli-

gatorischen und flexibleren Versicherungsmarkt gar
ein Risikopaket aus verschiedenen Schadenfällen ge-
schnürt. Es wird Zeit, dass der individuelle Anreiz und
die Solidarität zusammen neue, ideologisch unbe-
schwerte Tanzschritte versuchen. Und endlich müs-
sen wir einsehen, dass nur die Abschaffung jeglicher
Garantien die Fehlanreize in IV und Sozialhilfe besei-
tigt. Eigentlich sollte, wenn man den Gedanken von
Simone Weil wirklich folgen will, der Staat nur dieje-
nigen stützen, welche die Gemeinschaft auch ohne
ihn spontan zu tragen bereit wäre. Es wird am Ende
darum gehen, das Gleichgewicht zwischen Solidarität
und Subsidiarität, ohne welches der soziale Wohlfahrts-
staat über kurz oder lang scheitert, wiederzufinden.

«Der Gemeinsinn ist für die meisten zu einer
persönlichen Kosten-Nutzen-Rechnung verkommen»

«Wir müssten das Kaleidoskop unserer Erwartungen kräftig schütteln,
damit wieder das Muster der persönlichen Verantwortung
vor den Farben des Schicksals erscheint»




